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ERLASS 

Die Einwohnergemeinde Binningen erlässt, gestützt auf § 4 und § 37 ff. des Raumplanungs- und 
Baugesetzes (RBG) vom 8. Januar 1998, auf Parzellen 1726, 1729, 1730 und 1731 im Quartier­
piangebiet Nr. 1 a Quartierplanvorschriften "Heyer-Areal", bestehend aus dem QuartierpIanregle­
ment und den nachfolgend aufgeführt~n Teil-Plänen: 

- Teilplan Nr. 1 
- Teilplan Nr. 2 
- Teilplan Nr. 3 
- Teilplan Nr. 4 
- Teilplan Nr. 5 

Landumlegung 
Bebauung 
Erschliessung und Aussenraum 
Vorprojekt 
Baulinienplan 

1:500 
1:500 
1:500 
1:500 
1:500 

Das Vorprojekt im Massstab 1 :500 hat orientierenden Charakter und ist nicht verbindlich. 

§ 1 / ZWECK UND ZIELE DER PLANUNG 

1. Der Quartierplan "Heyer-Areal" bezweckt eine geordnete, haushälterische Nutzung des Bo­
dens und soll eine umweltgerechte, wohnhygienisch, architektonisch und städtebaulich sowie 
erschliessungsmässig gute, der Umgebung angepasste Überbauung gewährleisten. 

2. Mit dieser Quartierplanung werden im wesentlichen folgende Ziele verfolgt: 

Realisierung einer guten Wohn- und Geschäftsüberbauung unter Beachtung der zentralen 
Lage und der Aussenräume 
Berücksichtigung der Umwelt sowie der Wohnbedürfnisse der Bewohner und Nachbarschaft 
Naturnahe Umgebungsgestaltung 
Verbreiterung um 2.0 m des bestehenden kantonalen Veloweges auf der Ostseite 
Integration der Wartehalle für die Tramlinie Nr. 2 und die Buslinie Nr. 34 im Baubereich Nr. 2 
Realisation eines neuen öffentlichen Fussweges zwischen Hauptstrasse und Dorfplatz 
Erweiterung des Dorfplatzes mit einem öffentlichem Platz von 559 m2 
Eröffnung von Optionen für öffentliche Nutzungen im Baubereich 6 

§ 2/ GEL TUNGSBEREICH UND INHAL T 

1. Die Quartierplanvorschriften gelten für das Areal innerhalb des Quartierplanperimeters. Plan­
elemente ausserhalb des Quartierplanperimeters haben lediglich orientierenden Charakter. 

2. Die Vorschriften regeln insbesondere 

Lage und die Grösse der Bauten 
Art und das Mass der Nutzung des Areals und der Bauten 
Baubereiche, Gestaltungs- und Arkadenbaulinien 
Gestaltung der privaten und gemeinschaftlichen Freiflächen, insbesondere des neuen öffentli­
chen Platzes und des neuen Teils des Veloweges 
Erschliessung und Parkierung für die Neubauten 
Energieversorgung 
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§ 3/ LAGE, GRÖSSE UND GESTALTUNG DER BAUTEN 

1. Es dürfen nur diejenigen Bauten und Anlagen erstellt werden, die in den Teilplänen 1-3 ent­
halten sind. Im Bereich für Nebenbauten gemäss Teilplan Nr. 2 sind offene Gartenhallen und 
gedeckte Sitzplätze zulässig. Als Kleinbauten sind zusätzlich Velounterstände und Trafo­
häuschen usw. für den Eigenbedarf der Quartierüberbauung zugelassen. 
Bewilligungsbehörde für die oben genannten Kleinbauten bis zu 12 m2 Grundfläche und einer 
Höhe von maximal.2,5 m ist der Gemeinderat. . 

2. Lage und Grösse der Bauten (Grundfläche, Gebäudeprofil) gehen aus den Plänen Nr. 2 und 3 
hervor. Abweichungen von Form und Mass der Grundfläche sind innerhalb der Baubereiche 
zulässig, sofern sie das Überbauungskonzept nicht beeinträchtigen. Lage und Grösse der ein­
geschossigen Nebenbauten können unter der vorgenannten Bedingung ebenfalls verändert 
werden. Solche Änderungen bedürfen der Zustimmung des Gemeinderates. 

Geschosszahl und maximale Gebäudehöhe 

Max. zulässige Geschosszahl Max. zulässige Gebäudehöhe *) 
(ok rohe Decke) 
Exkl. Treppenaufgänge, technisch 
bedingte Dachaufbauten, Brüstungen 
und Geländer 

Baubereich 1 4 Vollgeschosse + 303.00 m.ü.M 

Baubereich 2 4 Vollgeschosse + 301.00 m.ü.M 

Baubereich 3 2 Vollgeschosse + 295.00 m.ü.M 

Baubereich 4 2 Vollgeschosse + 295.00 m.ü.M 

Baubereich 5 2 Vollgeschosse + 295.00 m.ü.M 

Baubereich 6 - Sockelgeschoss Niveau des Platzes 
- 2 Vollgeschosse + 295.00 m.ü.M 

*) Das Gebäudeprofil ist im Plan Nr. 2 dargestellt und hat wegleitenden Charakter. 

3. Die jeweiligen Baubereiche definieren die maximal überbaubare Fläche. Die nicht überbauten 
Teile der maximalen überbaubaren Flächen sind in die Gestaltung der angrenzenden Freiflä­
chen, Aussenräume zu integrieren. 

4. Um die städtebaulich und räumlich wichtigsten Aussen- und Strassenräume zu definieren, wird 
mit Hilfe von verbindlichen Gestaltungsbaulinien definiert, wo die Gebäudefluchten zu stehen 
kommen. 

5. Eine spezielle Arkadenbauinie im Baubereich Nr. 2 definiert, wo die Gebäudeflucht im Erdge­
schoss zu stehen kommt. Die Arkade muss eine minimale Tiefe von 2.5 m aufweisen. Die Ar­
kade ist ein integraler Bestandteil des öffentlichen Aussenraumes entlang der Hauptstrasse. 

6. Die Gestaltung aller Bauten und Bauteile (inkl. Wintergärten) ist so zu wählen und aufeinander 
abzustimmen, dass ein ästhetisch ansprechender, harmonischer Gesamteindruck entsteht, 
welcher das Quartier als bauliche Einheit erscheinen lässt. 

7. Die Dachform ist frei. Für die Gebäude- und Firsthöhen sowie die Koten der Sockelgeschoss­
decken ist der Teilplan Nr. 2 massgebend. 

8. Die Flachdächer sind extensiv zu begrünen. 



9. Alle öffentlich zugänglichen Wege, Plätze, Ein- und Zugänge sind behindertengerecht zu ge­
stalten. 
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10. Dem Gemeinderat steht bezüglich der Gestaltung der Bauten und Aussenräume ein Mitspra­
cherecht zu. 

§ 4/ ART UND MASS DER NUTZUNG 

1. Zugelassen sind Nutzungen für Wohn- und Geschäftszwecke. 

2. Das Nutzungsmass für die einzelnen Baukörper ergibt sich mit Ausnahme des Bereichs für 
Nebenbauten aus der maximal zulässigen Nutzfläche. Sie beträgt: 

Variante A lohne öffentliche Nutzung: 
Parzelle Nr. 1729 3'702 m2 BGF 
Parzelle Nr. 1726 keine Nutzung 
Parzelle Nr. 1731 keine Nutzung 
Total Nutzung 3'702 m2 BGE 

Variante B I mit öffentlichen Nutzungen im Baubereich Nr. 6: 
Parzelle Nr. 1729 3'702 m2 BGF 

... t: Baubereich Nr. 6 max. 400 m2 BGF öffentliche Nutzung im Sockelgeschoss 
Total Nutzung~-~ 4'102 m2 BGE 

3. Die anrechenbaren Bruttogeschossflächen werden gemäss den ORL-Richtlinien ermittelt 
(Ausgabe 1966). 

Wohnen Büros, Praxen und Läden 
Nichtstörende 
Betriebe 

Baubereich 1 Wohnanteil min. 20 % zulässig zulässig 

Baubereich 2 Wohnanteil min. 20 % zulässig zulässig 

Baubereich 3 Wohnanteil min. 50 % zulässig zulässig 

Baubereich 4 - 6 Wohnanteil min. 50 % zulässig -

4. Geringfügige Verschiebungen der Nutzflächen sind innerhalb der definierten Baubereiche 
(bzw. von einem Gebäude in ein anderes) möglich, sofern das Gesamtkonzept nicht nachteilig 
verändert und die Gesamtnutzung nicht überschritten wird. Sie bedürfen der Zustimmung des 
Gemeinderates. 

§ 5/ GESTALTUNG UND BENÜTZUNG DER FREIFLÄCHEN 

1. Lage und Umfang dieser Flächen gehen aus dem Teilplan Nr. 3 hervor. Für die Bepflanzung 
sind standortgerechte Bäume und Sträucher zu verwenden. Die Gestaltung und Bepflanzung 
dieser Flächen ist im Baugesuchsverfahren in einem Umgebungsplan darzustellen, welcher 
integrierender Bestandteil der Baubewilligung ist. 

2. Einfriedigungen sind bewilligungspflichtig. 



§ 6/ ERSCHLIESSUNG UND PARKIERUNG 

1. Für die Zufahrten, Erschliessungsflächen und Zugänge sowie für die Parkierung ist der Teil­
plan Nr.' 3, Erschliessung und Ausseriraum, massgebend. 

5/6 

2. Alle Zufahrten, Wege und Plätze innerhalb des Quartierplanperimeters sind durch die jeweili­
gen Grundeigentümer und -eigentümerinnen resp. Berechtigten zu erstellen und zu unterhal-
ten. .... 

3. Die Anzahl der erforderlichen Abstellplätze für Autos und Velos gemäss Teilplan Nr. 3 richtet 
sich nach der kantonalen Wegleitung zur Bestimmung der Anzahl Abstellplätze für Personen­
wagen und Velos/Mofas bzw. nach dem Anhang 11/1 und 11/2 RBV. Eine Vermietung der 
unterirdischen Einstellplätze an Dritte ist zulässig, wenn die Parkierungsbedürfnisse der Be­
wohnerinnen und Bewohner gedeckt sind. Aus städtebaulichen Gründen können auf dem 
Quartierplan Areal keine oberirdischen Besucherparkplätze erstellt werden. 

4. Die Dächer der unterirdischen Parkräume müssen als Bestandteil der Freiflächennutzung die­
nen. 

5. Es sind Notzufahrten (Feuerwehr, Sanität, Umzüge) in der Regel bis vor die Hauseingänge 
vorzusehen. 

§ 7 / ENERGIEVERSORGUNG 

1. Der Gemeinderat kann im Rahmen des Baugesuchsverfahrens den Anschluss an das Netz 
der Fernwärmeversorgung (WBA) verfügen. 

§ 8/ LÄRMSCHUTZ 

1. Für das Quartierplanareal gilt der Lärmempfindlichkeitsstufenplan vom 11. Mai 1992. 

2. Bezüglich des Aussenlärms sowie des Schallschutzes in den Gebäuden gelten für alle Neu­
bauten die Mindestanforderungen gemäss SIA-Norm 181 (Ausgabe 1988). Allfällige Nachwei­
se im Sinne von Art. 32 ff. LSV sind im Rahmen des Baugesuchverfahrens zu erbringen. 

§ 9/ REALISIERUNG / QP-VERTRAG 

1. Für die Realisierung des Quartierplanes haben die Grundeigentümer und Grundeigentümerin­
nen, auf Basis des Teilplans Nr. 1, Landumlegung, eine Landumlegung durchzuführen. Eine 
allfällige spätere Parzellierung des Areals ist zulässig, sofern die Verwirklichung und Zielset­
zung der Quartierplanung nicht verändert bzw. in Frage gestellt wird. 

2. Die jeweiligen Grundeigentümerinnen und -eigentümer resp. die Berechtigten haben sich ge­
genseitig alle für die Realisierung und die quartierplangemässe Funktionsfähigkeit der Über­
bauung erforderlichen Landabtretungen und Servitute einzuräumen. 

In einem entsprechenden Quartierplanvertrag sind insbesondere zu regeln: 



- Landabtretungen für die Verbreiterung des kantonalen Veloweges und den 
öffentlichen Platz 

- Dienstbarkeit für die Wartehalle im Baubereich Nr. 2 
Erstellung und Unterhalt \ton gemeinsamen Bauten, Anlagen und Freiflächen 

- Öffentliche Geh- und Fahrrechte 
- Bau- und Durchleitungsrechte 
- Grenzbaurechte 
- Benutzungsrechte 

§ 10 I AUSNAHMEN 
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1. In Abwägung öffentlicher und privater Interessen sowie in Würdigung der besonderen Um­
stände des Einzelfalls kann der Gemeinderat der Baubewilligungsbehörde schriftlich begrün­
det Abweichungen von diesen Quartierplanvorschriften beantragen. 

2. Voraussetzung dafür ist, dass kein Widerspruch zum Zweck und den Zielsetzungen der Pla­
nung gemäss Ziffer 1 vorliegt. Charakter und Konzept der Überbauung bzw. der Freiflächen­
gestaltung dürfen durch die Abweichungen nicht beeinträchtigt werden. Das Baubewilligungs­
verfahren bleibt vorbehalten. Grössere Abweichungen vom städtebaulichen Konzept, vom ar­
chitektonischen Erscheinungsbild, von der Umgebungsgestaltung oder der Erschliessung 
dürfen nur auf Grund einer Quartierplan-Änderung erfolgen. 

§11ISCHLUSSBESTIMMUNGEN 

1 Die Genehmigung der Quartierplan-Vorschriften durch den Regierungsrat setzt voraus, dass 
der gemäss Ziffer 9.2 erwähnte Quartierplan-Vertrag von den Grundeigentümerinnen und 
Grundeigentümern unterzeichnet und öffentlich beurkundet ist. 

2 Der Gemeinderat überwacht die Anwendung dieser Quartierplan-Vorschriften. Das Baubewilli­
gungsverfahren gemäss §§ 124ff. RBG bzw. §§ 88ff. RBV bleibt vorbehalten. 

3 Alle im Widerspruch zu den Quartierplan-Vorschriften stehenden früheren Vorschriften gelten 
für das Areal innerhalb des Quartierplanperimeters als aufgehoben. Die QuartierpIan­
Vorschriften treten mit der Genehmigung durch den Regierungsrat in Rechtskraft. 


